
StPO wird besonders an den eng begrenzten gesetz­
lichen Voraussetzungen für die Anklageerhebung deut­
lich. Eine Ausweitung aus praktischen Erwägungen 
darf es dabei nicht geben.
Über die Anwendung des § 14 Abs. 3 StPO besteht bis­
her in der Praxis noch keine vollständige Klarheit. 
So gibt es die Auffassung, daß eine nachträgliche An­
klageerhebung nach § 14 Abs. 3 StPO nur möglich sei, 
wenn die Durchführung des Strafverfahrens auf neu 
festgestellte Tatsachen gestützt werden kann, von 
denen zum Zeitpunkt der Übergabe und Entscheidung 
des gesellschaftlichen Gerichts noch niemand wußte. 
Die Übergaben an die gesellschaftlichen Gerichte ent­
sprechen im wesentlichen den an eine solche Entschei­
dung zu stellenden Anforderungen. Unter der geringen 
Anzahl von Fehlentscheidungen sind aber nicht nur 
solche zu finden, die entgegen der Ubergabevorausset­
zung gemäß § 58 Abs. 1 StPO auf eine mangelhafte 
Aufklärung des Sachverhalts zurückzuführen sind. Ein 
Teil der zu beanstandenden Übergabeentscheidungen 
enthält eine fehlerhafte Einschätzung der Gesellschafts­
widrigkeit der Tat, obwohl alle dafür zu beachtenden 
Fakten ermittelt worden sind. Die nicht erhebliche Ge­
sellschaftswidrigkeit, die zur Übergabe der Sache an 
das gesellschaftliche Gericht führt, wird in diesen Fäl­
len häufig einseitig mit nur einem Fakt begründet. Bei 
Eigentumsdelikten ist das z. B. der geringe Schaden 
oder bei Körperverletzungen die bisherige Unbeschol­
tenheit des Täters. Kriterien wie die Art und Weise 
der Tatbegehung, die konkreten Tatfolgen, der. Grad 
der Schuld des Täters und die tatbezogene Einschätzung 
der Entwicklung der Täterpersönlichkeit werden außer 
acht gelassen, obwohl dazu nach dem Ermittlungser­
gebnis Aussagen möglich wären. Mit solchen mangel­
haften Ubergabeentscheidungen werden die gesell­
schaftlichen Gerichte über die Straftaten, die Täter und 
die gesellschaftlichen Zusammenhänge unvollständig 
informiert. Ihnen wird damit die Möglichkeit genom­
men, allseitig das Vorliegen der Übergabevoraussetzun­
gen zu prüfen und ggf. nach § 33 Abs. 1 KKO bzw. § 25 
Abs. 1 SchKO Einspruch einzulegen, um für erheblich 
gesellschaftswidrige oder gesellschaftsgefährliche Straf­
taten die Möglichkeit für die Durchführung eines 
Strafverfahrens und damit für strengere Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu schaffen, 
wenn das übergebende Organ den schwerwiegenden 
Charakter der Straftat nicht erkannt hat.
Nach § 14 Abs. 3 StPO ist die Anklageerhebung zu­
lässig, wenn nachträglich T a t s a c h e n  vorgebracht 
oder bekannt werden. „Tatsachen sind Sachverhalte, 
die in der objektiven Realität oder im menschlichen 
Bewußtsein wirklich existieren.“ Aber auch wahre 
Aussagen sind Tatsachen, die auf Grund der Speiche­
rung solcher Sachverhalte im menschlichen Bewußt­
sein vermittelt werden./4/ Mehrere wahre Aussagen 
können eine neue, ebenfalls wahre Aussage hervor­
bringen. Es genügt deshalb nicht, in der Übergabeent­
scheidung formal nur einzelne Fakten des Verhaltens 
des Rechtsverletzers zu registrieren, ohne gleichzeitig 
ihren Inhalt und ihre Zusammenhänge darzustel- 
len./5/

Die Tatsachen, die zur Anwendung des § 14 Abs. 3 
'StPO führen können, sind eingeschränkt. Sie müssen 

im unmittelbaren Zusammenhang mit Tat und Täter 
stehen und geeignet sein, aus diesem Zusammenhang 

heraus zu dokumentieren, daß die Tat erheblich ge-

/4/ Vgl. Klaus / Buhr, Philosophisches Wörterbuch, Leipzig 
1969, S. 967 (unter „Sachverhalt“) und S. 1069 (unter „Tat­
sache“).
151 Vgl. auch Ziff. 3.3. des Beschlusses des Plenums des Ober­
sten Gerichts zu Fragen der gerichtlichen Beweisaufnahme und 
der Wahrheitsfindung im sozialistischen Strafprozeß vom 
30. September 1970 (NJ-Beilage 5/70 zu Heft 21).

seilschaftswidrig oder gesellschaftsgefährlich ist. Eine 
weitere Einschränkung ergibt sich daraus, daß diese 
Tatsachen nachträglich vorgebracht oder bekannt wer­
den müssen. Die Tatsachen, die zur Begründung der 
erheblichen Gesellschaftswidrigkeit oder der Gesell­
schaftsgefährlichkeit der Straftat und damit zur An­
klageerhebung herangezogen werden, dürfen also dem 
gesellschaftlichen Gericht zum Zeitpunkt seiner Ent­
scheidung nicht bekannt gewesen sein. Mit der Frist 
von sechs Monaten nach der Entscheidung des gesell­
schaftlichen Gerichts soll schließlich auch eine zeit­
lich zu weite Ausdehnung der Möglichkeit zur An­
klageerhebung trotz Vorliegens einer rechtskräftigen 
Entscheidung des gesellschaftlichen Gerichts verhindert 
werden.
Die zwei Alternativen des § 14 Abs. 3 StPO, das nach­
trägliche Vorbringen und- das nachträgliche Bekannt­
werden, erfassen
a) Fälle unrichtiger Übergabeentscheidungen infolge 
zwar ermittelter, aber dem gesellschaftlichen Gericht 
nicht mitgeteilter und daher bei der Einschätzung der 
Gesellschaftswidrigkeit des Delikts nicht gewerteter 
Tatsachen,
b) Fälle fehlerhafter Übergabeentscheidungen infolge 
mangelhafter Sachaufklärung.

Zur Anwendung des § 14 Abs. 3 StPO könnte es z. B. 
kommen, wenn nachträglich bekannt wird, daß
— der Täter kurze Zeit vor Begehung der Straftat 

wegen einer anderen Straftat verurteilt worden 
ist,

— bei einer Körperverletzung Folgen entstanden sind, 
die die Anwendung des § 116 StGB notwendig ma­
chen,

— der Täter außer dem festgestellten Eigentumsdelikt 
noch mehrere andere Straftaten zum Nachteil sozia­
listischen oder persönlichen Eigentums begangen 
hat,

— der Täter bewußt begünstigende Bedingungen zur 
Begehung der Straftat ausgenutzt hat,

— weitere Ermittlungen andere erschwerende Um­
stände ergeben.

Treten derartige Umstände ein, dann liegt es auf der 
Hand, daß es zu einer Übergabe der Sache an ein ge­
sellschaftliches Gericht nicht gekommen wäre, wenn 
die die Gesellschaftswidrigkeit der Straftat erhöhenden 
Tatsachen zum Zeitpunkt der Übergabeentscheidung 
bekannt gewesen wären.
Komplizierter ist die Antwort auf die Frage, wann die 
Alternative des nachträglichen Vorbringens von Tat­
sachen angewandt werden kann. So hat z. B. das 
Kreisgericht Oschatz die Anwendung des § 14 Abs. 3 
StPO in seinem Urteil vom 15. Juni 1972 — 1309 S 61/72 — 
bei folgendem Sachverhalt bejaht:
Der 19 Jahre alte Angeklagte, der eine schlechte Ar­
beitsdisziplin zeigte, in seiner Freizeit leichtsinnig Geld 
ausgab und wiederholt die Ordnung und Sicherheit 
verletzte, hatte bis zum 19. Januar 1972 eine Freiheits­
strafe zu verbüßen. Nach der Entlassung aus dem Straf­
vollzug nahm er in seinem früheren Betrieb die Arbeit 
auf. Am 24. Januar 1972 drang er in eine fremde Woh­
nung ein und entwendete 100 M. Das Untersuchungs­
organ würdigte die Handlung als Vergehen des Dieb­
stahls nach §§ 177, 180 StGB und übergab die Sache der 
Konfliktkommission des Betriebes, die den Täter mit 
Beschluß vom 9. März 1972 zur Verantwortung zog.

In der Übergabeentscheidung war der Konfliktkom­
mission aber nicht mitgeteilt worden, daß der Täter 
erst fünf Tage vor der Straftat aus dem Strafvollzug 
entlassen worden war und bisher eine negative Per­
sönlichkeitsentwicklung genommen hat, obwohl diese
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